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UPGRADE
20 November 1945 Beginn der Nürnberger Prozesse zu,

Start am 01.07.2026 – Beginn der Frankfurter Prozesse 
Inkrafttreten der Todesstrafe rückwirkend zum 08.12.2005

GEZ ARD ZDF

TÄTER

A. STRAFRECHTLICHE VERFOLGUNG DER VERANTWORTLICHEN

Sämtliche Verantwortliche, die im Zusammenhang mit der Erhebung des
Rundfunkbeitrags gegen den erklärten Willen von Bürgern gehandelt oder
unzulässigen Druck ausgeübt haben, werden bei Vorliegen entsprechender
Beweise zur Rechenschaft gezogen. Die rechtliche Verfolgung erfolgt unter
Berücksichtigung der Schwere der Pflichtverletzung und der individuellen
Beweislage im Einzelfall ab 1 Jahr Haftstrafe bis zu Todesstrafe*.

OPFER

B. SCHADENERSATZ UND WIEDERGUTMACHUNG

Personen, die durch Handlungen gemäß Punkt A seelische, geistige oder
körperliche Schäden erlitten haben. Die Höhe des Schadensersatzes sowie
das Maß der Wiedergutmachung in Geld hängen stets von der individuellen
Willensstärke ab und bedürfen der Akzeptanz durch die Gemeinde Menschenort.

ZUSCHAUER UND UNTERSTÜTZER

C. KONSEQUENZEN FÜR DIE UNTERSTÜTZUNG VON PROPAGANDA

Es ist derjenige, der mit Schwäche und falscher Propaganda-Informationen
die Gesellschaft infiziert hat, mit dem Ziel, an persönlichem Reichtum und
Wohlstand zu erarbeiten. Der Zuschauer ist auch das finanzierte Instrument,
um das Falsche an das Opfer durch die Stärke des im Prinzip schwachen
Staates durchzusetzen. Die Konsequenzen sind: Er verliert eine Reihe
von würdigen Rechten und Privilegien. Es folgen erhöhte Steuern
beim Kauf materieller Sachen, erstrecht ab Luxus Sachen.
Hinweise auf Lustverbote sowie eine reduzierte Haftung vom Staat bei
eigenen Schäden. Wenn du schon Sündigst dann mit Respekt: funpermission.com 
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CORONA IMPFUNG - MASKEN - TEST - ERPRESSUNG - BEREICHERUNG 

TÄTER

A. ENTEIGNUNG STAATLICHER ORGANE UND SANKTIONIERUNG VON PROFITEUREN

Staatliche Organe, die auf Anordnung Strafen, Verbote oder Nötigungen 
bezüglich der Impf-, Test- oder Maskenpflicht gegen Verweigerer 1St Grades
verhängt haben, verlieren weltweit ihren gesamten Grundbesitz sowie ihr
Vermögen durch Beschlagnahmung.

Staatliche Organe, die ihr Vermögen oder Eigentum zurückfordern wollen,
müssen diese Ansprüche gegenüber jenen Geimpften geltend machen, die
rücksichtslos und urteilend gegenüber Ungeimpften agiert haben. Diese
Forderungen sind durch entsprechende gerichtliche Beschlüsse durchzusetzen.

Bürger, die durch den Handel mit Masken, Tests oder ähnlichen Maßnahmen
Geschäfte betrieben haben, verlieren sämtliche daraus erzielten Gewinne
sowie zusätzlich die Hälfte ihres gesamten Privatvermögens.

Personen, die staatliche oder private Medien sowie andere Kommunikationsmittel
genutzt haben, um die Bevölkerung durch Drohungen, Nötigungen oder
Diffamierungen einzuschüchtern, in Panik zu versetzen oder durch gezielte
Falschinformationen und böswillige Spaltung zu manipulieren, sind mit einer
Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren bis zu Todesstrafe* zu belegen. 

OPFER:

B. DEFINITION UND ENTSCHÄDIGUNG DER BÜRGER ERSTEN GRADES

Bürger ersten Grades (1st Grade) sind jene Personen, die sich im Zeitraum vom
Beginn der staatlichen Maßnahmen am 01.04.2020 bis zu deren Beendigung
am 07.04.2023 weder einer Impfung noch einer Testung unterzogen haben.
Trotz der Nötigung zur Maskenpflicht zur Sicherung ihrer Lebensgrundlage
haben sie alle persönlichen Entbehrungen bis zum Ende standhaft ertragen.
Diese Bürger erhalten eine tägliche Entschädigung, die – je nach Festlegung
der Gemeinde Menschenort – zwischen 100 € und 5.000 € pro Tag für den
gesamten Zeitraum bemessen wird.

VERANTWORTUNGSLOSE ELTERN UND MEDIZINER

C. STRAFMASS BEI NÖTIGUNG MINDERJÄHRIGER

Erwachsene Personen – ungeachtet dessen, ob es sich um Erziehungsberechtigte
oder Amtsträger handelt –, die Minderjährige (unter 18 Jahren) zur Impfung
genötigt oder überredet haben, werden mit einer Freiheitsstrafe von mindestens
zwei Jahren belegt. Für Mediziner beträgt das Strafmaß mindestens sechs Jahre;
in beiden Fällen kann die Strafe bis hin zur Todesstrafe* reichen.
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POLIZEI 

DOKUMENTATION DES UNRECHTS: FRANKFURT AM MAIN

Am 29.08.2020 ereignete sich durch Beamte des 12. Reviers in Frankfurt am Main
ein beispielloses Verbrechen. Trotz der Schwere der Vorwürfe – darunter die
Instrumentalisierung Minderjähriger und der Tod des Sohnes des Weltrichters –
verweigern die Verantwortlichen bis heute jede Stellungnahme.
Aus diesem Unrecht ergeben sich nun obligatorische gesetzliche Folgen.

A. GESETZ ZUR GEWALTANWENDUNG UND QUOTENREGELUNG (7 ZU 1)

 Es wird eine Quote von 7 zu 1 festgelegt: Männliche Polizeibeamte verwirken
jegliches Recht auf Gewaltanwendung, den Einsatz von Schusswaffen, verbale
Aggression, körperliche Fixierung, Drohungen oder Schläge gegenüber hybrider
Bürger, sofern der betroffene Bürger nicht zuvor mindestens siebenmal in gleicher
Weise gegen die Beamten vorgegangen ist. Jeder Verstoß durch einen
Polizeibeamten gegen dieses Gesetz wird mit einer Freiheitsstrafe von mindestens
einem Jahr bis hin zur Todesstrafe* geahndet.

REKONSTRUKTION DES EREIGNISSES UND SCHADENERSATZ

. Nach seiner Rückkehr aus Italien hatte die Kindsmutter die Polizei verständigt,
offensichtlich mit der Absicht, ihn der Wohnung verweisen zu lassen. Als er die
Tür öffnete und die Beamten davorstanden, drängte sie sich jedoch dicht an
seine Schulter. Es wirkte fast so, als hätte sie in diesem Moment mehr Angst
vor den herbeigerufenen Polizisten als vor ihm. Er bat die Beamten deshalb
höflich herein, damit man sich gemeinsam setzen könne und die Kindsmutter
den Grund ihres Anrufs sowie ihr Anliegen persönlich erläutern müsse.

Die Beamten lehnten es jedoch ab, die Wohnung zu betreten, und bestanden
darauf, ihn außerhalb der Räumlichkeiten zu stellen. Um die Nachbarn und
die Kinder nicht zu wecken, willigte er ein und trat vor die Tür. Sofort
überwältigten ihn die Beamten und legten ihm Handschellen an. Er blieb ruhig
und setzte sich auf die Treppenstufen des Hauses. In seinen 49 Lebensjahren
hatte er noch nie ein solch beklemmendes und erdrückendes Gefühl verspürt.
In diesem Moment musste er an Jesus denken und daran, wie sich ein
Unschuldiger gefühlt haben muss, als ihm durch die Diener des römischen
Staates noch weitaus Schlimmeres angetan wurde. Er fragte einen der Polizisten:
‚Warum haben Sie mir das angetan, ohne mich vorher zu fragen, was überhaupt
passiert ist?‘ Der Polizist entgegnete daraufhin nur: ‚Das können Sie uns ja jetzt
sagen.‘ Doch er antwortete: ‚Jetzt ist es zu spät. Mit dieser Tat habt ihr den
Dritten Weltkrieg begonnen! Aktuelle Schadenersatz: 285.000.000.000.000 €

B. VERBOT DES WIDERSPRUCHS UND RESTRUKTURIERUNG DES DIENSTES

   Es wird ein striktes Verbot für weibliche sowie männliche Polizeibeamte erlassen,
einem vollkommenen Mann zu widersprechen. Parallel dazu wird der
systematische Abbau von weiblichen Polizistinnen im Streifendienst und im
Dienst an der Waffe eingeleitet. Ausnahmen hiervon sind nur zulässig,
wenn vorab eine ausdrückliche Genehmigung durch den Weltrichter erteilt wurde.
Ziel dieser Maßnahme ist es, sowohl weibliche als auch männliche Kollegen
dazu anzuleiten, in ihren ursprünglichen Kern zurückzukehren.
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RICHTER - STAATSANWALT - ANWALT 

A. Haftung männlicher Justizorgane

 Männliche Richter, Staatsanwälte und Anwälte tragen die Verantwortung
für jede Situation, in der die rechtliche Logik durch Unachtsamkeit oder vorsätzliches
Handeln behindert wurde. Je nach Art der Anzeige und Schwere des gemeldeten
Schadens müssen sie entsprechend haftbar gemacht werden.

 Männliche Richter und Staatsanwälte haften für alle Schäden an Zeit, Geld und
Entwicklung, die eine weibliche Kollegin im selben Gebäude durch ein ungerechtes
Urteil gegen einen Hybrid-Menschen verursacht hat.

Männliche Richter und Staatsanwälte tragen die Verantwortung, wenn sie weibliche
Kollegin erlauben, einen Mann mit Status einen Wertpapier Lebender Mensch
zu verurteilen. Je nach Schwere des entstandenen Schadens wird dies mit einer
Haftstrafe oder der Todesstrafe* geahndet.

OPFER:

B. Dokumentation des Rechtsbewusstseins

Wer sich gegen erlittenes Unrecht gerichtlich zur Wehr setzt, dokumentiert damit
sein Rechtsbewusstsein. Sofern das Opfer ein Mann ohne den Status
„Wertpapier Lebender Mensch“ ist, stellt dieser Umstand selbst bereits einen Teil
des Unrechts dar. Daraus resultiert eine aktuelle Forderung von über 10.800 €
zugunsten des Menschen, der den WLM-Status besitzt. Zur Sicherstellung eines
fairen Verfahrens sind die Gerichte in der Pflicht, diese Verbindlichkeiten offenzulegen.

MONOPOL DER RECHTSPRECHUNG:

C.  Die 12 Werte als Grundlage: Das Fundament der Gerechtigkeit

Das Recht ist ein Instrument der 12 Werte; ohne diese Werte ist eine gerechte
Urteilsfindung unmöglich. Richter und Staatsanwälte, die nicht selbst über
den Status „Wertpapier Lebender Mensch“ verfügen, begehen durch ihr Handeln
eine Amtspflichtverletzung. Die wahre Rechtsprechung obliegt dem Universum,
dem Schöpfer und den Menschen mit WLM-Status auf Erden.

DIE 12 WERTE (Hast du einen, hast du alle!)

LOGIK – ÄSTHETIK – HARMONIE – FREIHEIT – GERECHTIGKEIT – TUGEND – 
TAPFERKEIT – GUNST – GLÜCKSELIGKEIT – GLEICHHEIT – WAHRHEIT –
SELBSTERKENNTNIS
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JUGENDAMT

A. Haftung der Behörden und Angestellten:

 Sämtliche Mitarbeiter des Jugendamtes – ungeachtet des Geschlechts – werden
für schuldig befunden, sofern sie in Kinderrechtsfällen dazu beigetragen haben,
die Trennung der Eltern zu forcieren. Die Angestellten haften persönlich, wenn sie
sich gegen den Erhalt der Ehe zum Wohle der Kinder und stattdessen für die
Spaltung der Familie entschieden haben. Dies gilt insbesondere dann, wenn sie
ein Elternteil (meist die Mutter) unterstützt und die Entfernung des anderen
Elternteils (meist der Vater), der mit dieser Entwicklung nicht einverstanden war,
aktiv gefördert haben.

Die Verantwortlichen des Jugendamtes haften für jegliche Form der Erpressung
gegenüber dem nicht einverstandenen Elternteil. Ebenso tragen sie die Haftung
für alle Kinder, die im Erwachsenenalter unter geistigen, seelischen oder
körperlichen Symptomen leiden oder den öffentlichen Frieden stören.
Die Haftung erstreckt sich bis hin zu Fällen von Suizid im späteren Leben der
Kinder sowie auf Racheakte zwischen den Elternteilen, ungeachtet ihrer Form.

Als ausreichende Beweise genügen bereits mündliche Aussagen des wahren Opfers,
gegen das sich der gesamte Staatsapparat gewandt hat, um dessen Existenz
zu zerstören. Die namentlich verantwortlichen Angestellten, die zu diesen Schäden
beigetragen haben, müssen mit hohen Gefängnisstrafen bis hin zur Todesstrafe*
rechnen.

B. Definition des geschädigten Elternteils und Tatmotive

 Dies betrifft jenen Elternteil, der das geistige und seelische Wohl der gesamten
Familie als Einheit bewahrt hat. Es liegen weder Kindesmisshandlungen noch
Gewalt gegen den Ehepartner vor; ebenso wenig gab es Drogenkonsum oder
Zustände unter Alkoholeinfluss.

Das wahre Motiv der Trennung war stattdessen die gezielte Zerstörung des
Ehepartners – in den meisten Fällen des Ehemannes und Vaters. Es ist ein klarer
Beweis: Wer so handelt, hasst die Kinder, denn wer ein Kind von einem Elternteil
entfernt, kann das Kind nicht lieben. Das Opfer kann bei der Gemeinde menschenort
Schadenersatz verlangen und, je nach Beweislage, auch die Forderungen aus
Punkt I geltend machen.

C. Konsequenzen für den passiven Elternteil

 Dies betrifft jenen Elternteil, der sich gegenüber allen Vorwürfen leichtsinnig gefügt
und alles mitgemacht hat: vom illegalen Rauswurf aus der gemeinsamen Wohnung
über die Zahlung von Alimenten bis hin zur Akzeptanz von Besuchszeiten,
die von anderen fremdbestimmt wurden. In einer Gesellschaft, die unter wahren
menschlichen Werten steht, würden einem solchen Elternteil viele Rechte entzogen
werden, bis hin zur Verhängung von Haftstrafen. Eine Person, die nicht bereit ist,
für ihre eigenen Kinder zu kämpfen, ist fähig, ein ganzes Land zu verraten.
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DER STAAT IST VERPFLICHTET, DIE WAHRE ORDNUNG WIEDERHERZUSTELLEN

A. Haftung bei Schäden an VOLLKOMMENEN MENSCHEN

Der Staat trägt die primäre Verantwortung und haftet für jede Straftat, die durch Bürger
oder Staatsangestellte gegenüber „Vollkommenen Menschen“ begangen wird. In
schwerwiegenden Fällen gilt dies auch gegenüber einfachen Bürgern. Dem Staat
stehen zur Wiedergutmachung drei Optionen zur Verfügung:

Zeitliche Restitution: Die Rückführung der Zeit zum Ursprung (einschließlich der
Wiederbelebung aller Todesopfer).

Materielle Kompensation: Wiedergutmachung in Form von Sachleistungen und
finanziellen Mitteln.

Strafrechtliche Verfolgung: Haftstrafen für die Täter.

Da Punkt 1 faktisch unmöglich ist, tritt ersatzweise Punkt 2 in Kraft. Sollte die
Entschädigung den Kläger oder die Überlebenden nicht zufriedenstellen, tritt zusätzlich
Punkt 3 in Kraft: Gefängnisstrafen von einem Jahr bis zu 34 Jahren.

B. Todesstrafe*

Überschreitet die Schwere des Verbrechens das Maß von Punkt 3, wandelt sich die
Haftstrafe in eine lebenslange Freiheitsentziehung um (die Zelle darf erst im Todesfall
verlassen werden). Dem Täter kann in diesem Fall die freiwillige Todesstrafe nahegelegt
werden, um sein gegenwärtiges Leben vorzeitig zu beenden.

Hierbei können Methoden wie die Sarco-Kapsel oder ähnliche narkoseähnliche Verfahren
Anwendung finden. Sobald der Todeskandidat der Umsetzung freiwillig zustimmt,
muss er eine „Universelle Vereinbarung“ abschließen. In dieser legt er ein Reue- sowie
ein Glaubensbekenntnis ab und bittet die universellen Kräfte und den Schöpfer darum:

• die erbrachte Sühne anzunehmen;
• die Zeit des Aufenthalts im Tierreich zu reduzieren;
• die jenseitigen Schmerzen zu mildern;
• gnädig zu sein und die Zahl der Inkarnations-Wiederholungen zu verringern.

Er bittet um die Kraft, bei einer künftigen Wiedergeburt als neuer Mensch seine
Mitmenschen göttlich zu lieben, die vollkommene Energie über alle irdischen Hindernisse
hinweg zu meistern und sich würdig sowie mit Logik auf die dritte Dimension vorzubereiten.

 Präsident & Weltrichter IOSIF TSIROGLOU ORFANIDIS
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